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ZEITGESPRÄCH
Zehn Jahre WTO
Am 1. Januar 1995 begann die World Trade Organization WTO als Nachfolgerin des 
Welthandelsabkommens GATT ihre Arbeit. Wie sieht die Bilanz ihrer zehnjährigen Tätigkeit 
aus? Welche künftigen Herausforderungen kommen auf sie zu?
D
as zehnte Geburtsjahr der 
Welthandelsorganisation WTO 
bietet Anlass zu Rückblick und 
Ausblick zugleich. Es ist eine will-
kommene Gelegenheit, sich Ge-
danken über Erreichtes und über 
Herausforderungen der Zukunft zu 
machen; sich Rechenschaft über 
Stand und Probleme der multilate-
ralen Handelsordnung zu geben. 
Fortsetzung und Neubeginn
Die Gründung der WTO im Jahre 
1995 nach Abschluss der Uru-
guay- Runde (1986-1993) ist Fort-
setzung und Neubeginn zugleich. 
Die WTO knüpft nahtlos an die 
Tradition des GATT-Abkommens 
(General Agreement on Tariffs and 
Trade) an, in dessen Rahmen seit 
1948 Industriezölle in acht Han-
delsrunden weltweit von durch-
schnittlich 47% ad valorem auf 
unter 4% gesenkt und zunehmend 
nicht-tarifäre Handelshemmnisse 
ins Recht gefasst wurden. Sowohl 
das GATT wie auch seine zahlrei-
chen Zusatzabkommen werden 
teils unverändert, teils revidiert in 
die WTO übernommen und somit 
fortgeschrieben. Auch unter der 
WTO bleibt das multilaterale Fo-
rum in Genf in erster Linie ein Ort 
multilateraler Verhandlungen unter 
den inzwischen 148 Mitgliedstaa-
ten der Organisation. Die Arbeits-
weise hat sich nicht wesentlich 
verändert. Nach wie vor sprechen 
wir von einer member-driven Orga-
nisation, deren Verhandlungsfort-
schritte vom zwischenstaatlichen 
Konsens und somit zumindest 
stillschweigendem Einverständnis 
aller Mitgliedstaaten abhängt. 
Nach wir vor arbeitet die Orga-
nisation mit einem Sekretariat, das   
– im Unterschied zu Weltbank und 
IMF und damit den beiden andern 
Hauptpfeilern der multilateralen 
Ordnung – kaum über selbständi-
ge Kompetenzen und Aufgaben 
im diplomatischen Prozess der 
Handelsliberalisierung verfügt. 
Nach wir vor arbeitet die Organisa-
tion mit der Methode multilateraler 
Handelsrunden, deren Schicksal 
letztlich in den Händen von Minis-
terkonferenzen liegt, die alle zwei 
Jahre stattﬁ  nden und den Arbeits-
rhythmus auch der Genfer Delega-
tionen bestimmen. Die WTO bleibt 
mit andern Worten den Traditionen 
des GATT verpﬂ  ichtet; der zehnte 
Geburtstag muss so als Teil einer 
bald sechzigjährigen Geschichte 
verstanden werden, die 1948 ih-
ren Anfang in den Trümmern des 
Zweiten Weltkrieges nahm und den 
handelspolitischen Unilateralismus 
und Bilateralismus der krisenge-
schüttelten Zwischenkriegszeit ab 
löste. 
Gleichzeitig ist die WTO auch 
Neubeginn: der Einbezug der 
Dienstleistungen und ihrer progres-
siven Liberalisierung im Rahmen 
des neuen Allgemeinen Dienstleis-
tungsabkommens GATS (General 
Agreement on Trade in Services) 
sowie einer umfassenden Rege-
lung geistiger Eigentumsrechte im 
TRIPs Abkommen (Agreement on 
Trade-related Aspects of Intellec-
tual Property Rights) wie auch des 
nicht obligatorischen Abkommens 
über das öffentliche Beschaffungs-
wesens (Plurilateral Agreement on 
Government Procurement) führen 
zu einer wesentlichen Erweiterung 
des Regelungsbereiches der WTO.
 Das inzwischen bereits wieder 
ausgesetzte Textilabkommen be 
endet die protektionistische Son 
derregelung im Rahmen des Mul-
tiﬁ   ber Abkommens und führt den 
Textilhandel zum 1.1.2005 ins 
ordentliche GATT-Recht über. Das 
neue Abkommen über die Land-
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wirtschaft im Rahmen des GATT 
beseitigt gravierende Lücken. 
Anders als bisher werden zahl-
reiche Ausnahmen beseitigt, men-
genmäßige Beschränkungen tariﬁ  -
ziert und damit auf eine Grundlage 
gestellt, welche längerfristig den 
Abbau des nach wie vor weltweit 
hohen Zollschutzes anstrebt. Der 
Einbezug der neuen Gebiete, aber 
auch der Landwirtschaft, führen 
zur Regelung einer neuen und 
vierten Generation von Handels-
hemmnissen, die ihre Ursache 
nicht länger im Grenzschutz oder 
technischen Handelshemmnissen 
haben: Dienstleistungen, geistiges 
Eigentum, Beschaffungswesen 
wie auch interne Stützungen der 
Landwirtschaft befassen sich nun 
mehr mit klassischen Gebieten in-
nerstaatlicher Regelung des Wett 
bewerbs. 
Ein Neubeginn bildet auch das 
revidierte Streitbeilegungsverfah-
ren im Rahmen des DSU (Dispute 
Settlement Understanding). Das 
gewohnheitsrechtlich und durch 
die Praxis entwickelte Panel-Ver-
fahren wird kodiﬁ  ziert und weiter-
entwickelt. Die Einführung einer 
Überprüfungsinstanz, dem soge-
nannten Appellate Body, erweist 
sich als eine im internationalen 
Recht einmalige und eigentlich 
revolutionäre Entwicklung. Unter-
liegende Staaten können sich vom 
Rat angenommenen Urteilen an-
ders als zu Zeiten des GATT nicht 
mehr durch Veto und Einspruch 
entziehen. Die klare Regelung von 
Retorsionen und Handelssanktio-
nen verleiht dem System Zähne. 
Das Streitbeilegungsverfahren 
kann als die zentrale Errungen-
schaft und als das eigentliche 
Wesensmerkmal der neuen WTO 
bezeichnet werden. Es hat sich 
in seinen ersten zehn Jahren be-
währt. 325 Streitfälle wurden bis-
lang anhängig gemacht. Über 60 
davon wurden durch Panels und 
den Appellate Body entschieden. 
Die meisten Schiedsprüche werden 
von den Regierungen umgehend 
und weitgehend umgesetzt. Die 
großen Streitfälle wie EC-Bananas, 
EC-Hormones, US-Foreign Sales 
Corporation Tax, deren Implemen-
tierung Schwierigkeiten bereitet 
und zu Sanktionen geführt haben, 
prägen in den Medien ein falsches 
Bild. Es handelt sich hier um ei-
gentliche Ausnahmen. Insgesamt 
verhilft das Streitbeilegungsver-
fahren dem heute umfangreichen 
WTO-Recht zu einem hohen Wir-
kungsgrad in den internationalen 
Wirtschaftsbeziehungen und der 




Die WTO hat sich somit vor al-
lem in Bezug auf das multilaterale 
Streitbeilegungsverfahren zu einer 
wirksamen internationalen Organi-
sation entwickelt, während sie in 
Bezug auf den eigentlichen Ver-
handlungsprozess nicht über die 
Tage des GATT hinausgekommen 
ist. Während Entscheidungen im 
Rahmen der Streitbeilegung gegen 
den Willen betroffener Staaten er-
gehen können und diese in Pﬂ  icht 
nehmen, basieren die Verhand-
lungen weiterhin ausschließlich 
auf dem Prinzip des Konsenses. 
Abstimmungen – im Text der WTO 
durchaus vorgesehen – ﬁ  nden  nicht
statt, da die Stimmverteilung nach 
Maßgabe One State – One Vote in 
keinem vernünftigen Verhältnis zur 
wirtschaftlichen Macht steht. Das 
gilt selbst für Fragen des House-
keeping, wie etwa die Wahl eines 
Generaldirektors. 
Das Konsensprinzip erschwert 
es vor allem auch, zwischen 
Handelsrunden Fortschritte zu 
erzielen. Nach Abschluss der 
Uruguay-Runde konnten einzig 
Nachverhandlungen in den Be-
reichen der Telekommunikation 
und der Finanzdienstleistungen 
erfolgreich abgeschlossen werden. 
Wir konstatieren heute ein instituti-
onelles Ungleichgewicht zwischen 
Verhandlungen und den Errungen-
schaften im Bereich der Streitbei-
legung. Die Rechtsentwicklung 
hat sich in den ersten zehn Jahren 
wesentlich auf das Fallrecht verla-
gert, während die Verhandlungen 
Mühe haben, Resultate zu erzielen. 
Möglichkeiten, allfällige Fehlurteile 
durch legislative response zu kor-
rigieren bestehen praktisch nicht 
und zwingen Panels und vor allem 
den Appellate Body entsprechend 
zu einer vorsichtigen Gangart in Wirtschaftsdienst 2005 • 2 69
ZEITGESPRÄCH
der Anwendung und Auslegung 
der Verträge. 
Dieses Ungleichgewicht zeigt 
sich auch in den Bemühungen 
zur Lancierung einer neuen Han-
delsrunde. Die ersten zehn Jahre 
verzeichnen zwei gescheiterte 
Ministerkonferenzen in Seattle 
(1999) und Cancun (2003). Die er-
zielte Verhandlungsgrundlage von
Doha (2001) für die neunte Runde 
– oder die erste WTO-Entwick-
lungs-Agenda – verdankt ihr Zu-
standekommen wohl wesentlich 
den Erschütterungen vom 11. 
September 2003; ob sie wirklich 
zu tragen vermag, ist derzeit noch 
wie vor ungewiss. Die heutigen 
Verhandlungen basieren auf einem 
Kompromiss von Juli 2004. Ob die 
Ministerkonferenz in Hongkong 
vom Dezember 2005 erfolgreich 
sein wird, hängt wesentlich von 
den derzeit laufenden Arbeiten im 
Jubiläumsjahr der WTO ab. 
Diese Ungewissheit ist nicht 
neu. Sie bestand auch früher: mul-
tilaterale Handelsverhandlungen 
haben sich immer als komplex und 
zeitraubend erwiesen. Die Schwie-
rigkeiten der gegenwärtigen Ver 
handlungen gehen indessen tiefer. 
Abgesehen von den Schwierig-
keiten der Konsens-Diplomatie 
sind sie strukturell und inhaltlich 
bedingt. Das gilt vor allem für das 
heutige Hauptthema der Landwirt-
schaftspolitik sowie die Stellung 
der Entwicklungs- und Transfor-
mationsländer. 
Die Agrarverhandlungen kon-
zentrieren sich auf Zollsenkungen 
und den Abbau von Subventi-
onen. Beide sind wesentliche 
Voraussetzungen einer weiteren 
Öffnung gerade auch im Interesse 
der Entwicklungsländer. Soll diese 
indessen allen zugute kommen, so 
müssten sich die Verhandlungen 
gezielter auch den Anreizen für 
Nischenprodukte und Spezialitäten 
im Norden und Süden annehmen.
 Nach wie vor wird indessen die 
Förderung von Herkunftsbezeich-
nungen bekämpft, und der Schutz 
des traditionellen Wissens steht 
konzeptionell noch ganz in seinen 
Anfängen. Zahlreiche Probleme 
stellen sich sodann im Bereich von 
phyto-sanitarischen Maßnahmen, 
die zunehmend den Zollschutz 
ersetzen und gegenüber den Ex-
porten aus Entwicklungsländern 
protektionistisch wirken. 
Im Spannungsfeld von Markt-
öffnung und Schutz fehlt es den 
Verhandlungen an wichtigen Para 
metern, um diese zugleich in den 
Dienst einer nachhaltigen Land-
wirtschaft in Industrie- und Ent-
wicklungsländern zu stellen und
vermehrt auch am Schutz der welt-
weiten Ernährungssicherheit und
der globalen öffentlichen Güter 
auszurichten. Wirkliche Fort-
schritte werden meines Erachtens 
nur durch eine Erweiterung der 
Verhandlungen über Zölle und 
Subventionen hinaus möglich sein. 
Dazu wäre auch eine gründliche 
Debatte über Ziel und Zweck der 
globalen Agrarordnung erforder-
lich. Sie hat bis heute nicht wirklich 
stattgefunden. 
Ein zweites, ungelöstes struk-
turelles Problem betrifft den 
Verpﬂ   ichtungsgrad der Entwick-
lungs- und Transformationsländer. 
Im Rahmen der Uruguay-Runde 
wurde das Konzept der differen-
ziellen Behandlung („special and 
differential treatment“) zurückge-
drängt. Die Überlegung ging dahin, 
dass das „special and differential 
treatment“ den Strukturwandel 
und die Integration ins multilate-
rale System verzögert und so die 
Abstände zu den Industriestaaten 
lediglich anwachsen lässt. Das ist 
auch weitgehend zutreffend. 
Die Einführung namentlich des 
Schutzes des geistigen Eigen-
tums mit dem TRIPs-Abkommen 
hat indessen gezeigt, dass die 
einheitliche Festlegung des mini-
malen Schutzniveaus ungeachtet 
des Entwicklungsstandes eines 
Landes mit Nachteilen für die Ent-
wicklung verbunden sein kann. Sie 
unterschlägt Imitationspotentiale, 
wie sie für viele Industriestaaten in 
früheren Etappen der Entwicklung 
von großer Bedeutung waren. Aus 
dieser Sicht ist es erforderlich, 
mögliche neue Formen der Gra-
duierung zu ﬁ   nden, welche die 
Anwendung von Rechtsnormen 
stärker vom Entwicklungsgrad 
eines Landes und eines Sektors 
abhängig machen. Auch hier steht 
die Arbeit konzeptionell noch in ih-
ren Anfängen. 
Die vorgenannten strukturellen 
Schwierigkeiten in der Landwirt-
schaft wie auch im Rahmen von 
„special and differential treatment“ 
führen nun auch dazu, dass Fort-
schritte der progressiven Libe-
ralisierung auch im klassischen 
Bereich der Industriezölle sowie 
auch im Rahmen des GATS auf 
Schwierigkeiten stoßen und Ver-
zögerungen erfahren. Resultate 
können hier erst wirklich erwartet 
werden, wenn neue konzeptionel-
le Ansätze in den vorgenannten 
Bereichen zur Diskussion gestellt 
werden. Bis dahin kann daher wohl 
nur mit einem relativ bescheidenen 





Die genannten Schwierigkeiten 
der WTO im Bereich der Recht-
setzung haben mitunter dazu 
beigetragen, dass Liberalisierung 
in den letzten Jahren vermehrt 
auf dem Wege bilateraler Präfe-
renzabkommen gesucht wird. Aus Wirtschaftsdienst 2005 • 2 70
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europäischer Sicht ist dies keine 
Neuigkeit. Sowohl der Aufbau 
der EU, wie auch deren Netzwerk 
– von Entwicklungsabkommen 
bis zu Freihandels- und Integra-
tionsabkommen – basieren auf 
dieser Grundlage. Neu ist, dass die 
Entwicklung nicht nur in Amerika, 
sondern nunmehr auch in Asien 
in vollem Gange ist. Von den heute 
über 300 bestehenden Präferenz-
abkommen geht eine jüngste Ge-
neration auf Abkommen zwischen 
asiatischen Staaten zurück. Viele 
Weitere sind geplant im Rahmen 
der Neuordnung mit und um die 
Volksrepublik China, deren Beitritt 
zur WTO die Karten neu gemischt 
hat. Neu ist auch, dass Präferenz-
abkommen seitens der EG und 
EFTA wie auch der USA transkonti-
nental abgeschlossen werden und 
sich nicht länger auf die eigene Re-
gion und angrenzende Gebiete be-
schränken. Aus der Sicht der WTO 
führt all dies zu einer starken Erosi-
on des Grundprinzips der Meistbe-
günstigung. Ein Großteil allen Han-
dels wird heute im Rahmen von 
Präferenzabkommen abgewickelt. 
Die WTO bleibt dabei von zentraler 
Bedeutung für die Beziehungen 
unter den Handelsblöcken. Auch 
hier zeichnet sich ein institutionel-
les Ungleichgewicht ab. 
Wie der jüngste Bericht der 
Sutherland-Kommission der WTO 
moniert, läuft die WTO mit der Pro-
liferation präferenzieller Abkommen 
die Gefahr einer schleichenden 
Erosion. Was in Maßen als „step-
ping stone“ vorteilhaft sein kann, 
erweist sich zunehmend als „stum-
bling block“. Das WTO-Recht 
vermag dieser Entwicklung heute 
nur wenig entgegenzustellen. Die 
Kriterien für Präferenzabkommen 
werden zwar eingehend deﬁ  niert, 
doch vermag sich das WTO-Recht 
praktisch nicht gegenüber Präfe-
renzabkommen durchzusetzen. 
Denn beide stehen völkerrechtlich 
auf der gleichen Stufe. Eine fest-
gestellte Unvereinbarkeit mit dem 
WTO-Recht führt heute am Ende 
lediglich zu Kompensationsleis-
tungen. 
Hier zeigen sich nun auch kon-
stitutionelle Deﬁ  zite der WTO-Ord-
nung, die in den nächsten zehn 
Jahren angegangen werden müs-
sen. Es handelt sich hier um nicht 
weniger als eine verfassungsrecht-
liche Herausforderung. Nur wenn 
es gelingt, das WTO-Recht als eine 
übergeordnete Rechtsordnung zu
deﬁ   nieren und auszugestalten, 
wird sie ihre globale Funktion als 
Wächterin aber auch als lebens-
wichtige Verbindung zwischen den 
einzelnen Handelsblöcken wahr-
nehmen können. 
Notwendiges Engagement der 
Wirtschaft 
Die Wirtschaft hat sich daran 
gewöhnt, im Rahmen geltender 
Rahmenbedingungen zu arbeiten 
und sich entsprechend einzurich-
ten. Die Lösung von kurzfristigen 
Problemen lässt sich zudem nur im 
Rahmen der so genannten „trade 
remedies“ (Dumping, Subventio-
nen, Schutzmaßnahmen) über die 
WTO und ihr Streitbeilegungsver-
fahren erreichen; im Übrigen eignet 
sie sich eher zur Regelung von 
mittel- und langfristigen Proble-
men. Dazu trägt auch bei, dass die 
meisten Gerichte dem WTO-Recht 
die unmittelbare Anwendbarkeit 
bislang versagt haben und so 
dessen Potential zur Lösung auch 
innerstaatlicher Rechtsfragen ver-
kennen. Das gilt insbesondere für 
den Europäischen Gerichtshof. 
All dies mag auch erklären, 
weshalb den Entwicklungen in der 
WTO heute in der Wirtschaft ein 
gewisses Desinteresse entgegen-
gebracht und das Erreichte als 
selbstverständlich hingenommen 
wird. Das Feld wird politisch weit-
gehend den Gegnern der WTO 
und der Globalisierung überlas-
sen. Diese und die Vorstellung 
einer fehlenden Transparenz und 
Demokratie auf internationaler 
Ebene prägen das Bild in Medien 
und Köpfen, weit mehr als was 
das geltende und in über 50 Jahre 
gewachsene WTO-Recht täglich 
durch die Einhaltung von Tau-
senden von Zollbindungen, von
WTO-kompatiblen Regeln und 
Normen im Außenwirtschaftsrecht 
und im Handelsverkehr an Stabi-
lität, Vorhersehbarkeit und damit 
auch an Wohlstand generiert. 
Es ist zu hoffen, dass die nächs-
te Dekade hier Verbesserungen 
des Bewusstseins gerade auch 
in der Wirtschaft zu bringen ver-
mag. Der Schlüssel liegt vorerst 
in einer stärkeren Beachtung des 
WTO-Rechts und der internationa-
len Wirtschaftsbeziehungen in den 
Lehrgängen der Hochschulen. Er 
liegt in einer stärkeren Beachtung 
und Verfolgung strategischer Rah-
menbedingungen seitens der in-
ternationalen Wirtschaft im Diskurs 
mit Regierungen, Nichtregierungs-
organisationen und politischen 
Parteien. 
Der Schlüssel für Verbesserun-
gen liegt aber auch im weiteren 
Aufbau der WTO und der Lösung 
ihrer strukturellen Probleme und 
Entscheidungsprozesse. Es geht 
nicht mehr allein um Handels-
liberalisierung, sondern um die 
Schaffung einer ausgeglichenen 
konstitutionellen Ordnung, welche 
eine Vielzahl unterschiedlicher Po-
litikziele unter einen Hut zu bringen 
vermag und auch das Verhältnis zu 
andern internationalen Organisati-
onen und deren Aufgaben klärt. 
Die Entscheidungen des Appel-
late Body haben hier richtige Wege 
aufgezeigt, doch kann das Fallrecht 
die Aufgabe allein nicht lösen. Hier 
ist vermehrtes Engagement und 
Kreativität auch seitens der Wirt-Wirtschaftsdienst 2005 • 2 71
ZEITGESPRÄCH
R
unde Geburtstage werden 
häuﬁ  g zu einer Zwischenbilanz 
genutzt, die gleichzeitig Rückblick 
wie Ausblick ist. Was wurde er-
reicht und wie soll es weitergehen? 
Für die WTO scheint eine solche 
Zwischenbilanz besonders ange-
zeigt. Einerseits gilt unwiderspro-
chen, dass die WTO im Vergleich 
zum vorangehenden GATT einen 
klaren Fortschritt brachte. Der 
inhaltliche Geltungsbereich wurde 
deutlich ausgeweitet, mit dem 
„Single Package“-Ansatz konnte 
in vielen Fragen eine im Vergleich 
zu früher wesentlich einheitlichere 
Ordnung geschaffen werden, und 
die institutionellen Strukturen sind 
gestärkt worden. 
Andererseits gibt die Doha-Run-
de wenig Anlass zu Optimismus1. 
Die im August 2004 erreichte 
Einigung auf Verhandlungsmoda-
litäten in zentralen Dossiers, allen 
voran den Agrarverhandlungen, 
überkleisterte mit allgemeinen For-
mulierungen weiterhin bestehende 
fundamentale Unterschiede und 
war nicht in der Lage, den Verhand-
lungen wirklich neuen Schwung 
zu geben. Noch bedenklicher: 
Zumindest für außenstehende Be-
obachter scheint sich während der 
Doha-Runde die Nord-Süd Kluft 
im Vergleich zu früheren Verhand-
lungen wieder deutlich auszuwei-
ten. Im Moment ist schwierig abzu-
schätzen, ob sich in den nächsten 
Monaten eine tragfähige Koalition 
von Ländern bilden wird, die auch 
bereit sind, für einen erfolgreichen 
Abschluss größere Konzessionen 
einzugehen. Die Runde kann aber 
nur einen größeren Liberalisie-
rungsschritt bringen, wenn wich-
tige Mitgliedsländer „Ownership“ 
übernehmen. Hiervon ist bislang 
nichts zu sehen.
Der Blick nach vorne ist in einer 
solchen Situation schwierig. Mir 
scheint, dass für die WTO durch-
aus unterschiedliche Zukunftssze-
narien möglich sind. Ich betrachte 
sowohl ein optimistisches Szenario 
– vermehrte multilaterale Verpﬂ  ich-
tung zu offenen Märkten im Rah-
men der WTO – wie auch eine pes-
simistischere Variante – Verlust der 
Integrationsdynamik an bilaterale 
und regionale Präferenzabkommen 
mit einer unübersichtlichen Seg-
mentierung der handelspolitischen 
Ordnung – als durchaus mögliche 
Entwicklungspfade für die nächs-
ten zehn Jahre WTO. Im Folgen-
den möchte ich die Argumente für 
diese Einschätzung ausführlicher 
darlegen und insbesondere auf 
die kritischen Faktoren eingehen, 
die sicherstellen könnten, dass der 
multilaterale Weg auch in Zukunft 
die treibende Kraft bleibt. Um das 
Hauptergebnis vorweg zu nehmen: 
Für die Zukunft der WTO wird 
entscheidend sein, ob eine neue 
Koalition für multilaterale Marktöff-
nung gebildet werden kann, zu der 
neben Westeuropa, Nordamerika 
und Japan auch die großen neuen 
Industrienationen wie Brasilien, In-
dien oder China gehören.  
Methodisch möchte ich ein In-
strument verwenden, das aus der 
Managementlehre gut bekannt ist 
und das eine Gruppe von internati-
onalen MBA Studenten an der Uni-
versität St. Gallen mit interessanten 
Erkenntnissen für eine Analyse der 
zukünftigen Entwicklung der WTO 
angewendet hat, die SWOT-Ana-
lyse (Strengths, Weaknesses, Op-
portunities, Threats)2. Stärken und 
Schwächen beziehen sich auf die 
Frage, inwieweit die betreffende 
Organisation den heutigen Heraus-
forderungen gewachsen ist. Chan-
cen und Bedrohungen bezeichnen 
Umweltentwicklungen oder interne 
Faktoren, die sich in der Zukunft 
1 Vgl. dazu H. Hauser: Die Doha-Runde 
nach Cancún, in: Aussenwirtschaft, 2003, 
Vol. 58, Nr. IV, S. 459-488.
2 Die Universität St. Gallen bietet ein speziel-
les englischsprachiges Programm für Gast-
studierende aus führenden MBA-Schulen 
Nordamerikas und Asiens an. Im Rahmen 
dieses Programms wird ein Kurs "Interna-
tional Trade and the WTO" angeboten. Ich 
danke den Studierenden der Spring Class 
2005 für die anregende Diskussion zu den 
Stärken und Schwächen sowie Chancen und 
Risiken der WTO. 
Heinz Hauser
Ungewisse Zukunft für die WTO
schaft und ihrer Verbände gefragt. 
Die dazu erforderlichen Ressour-
cen müssen bereitgestellt werden. 
Die WTO ist wesentlicher Teil der 
globalen Rechtsordnung und 
notwendige Grundlage einer ver-
fassten Globalisierung. Sie muss
weiter gefestigt und gestärkt 
werden. Dazu müssen tradierte 
Vorstellungen der Souveränität des 
Nationalstaates überwunden wer-
den. Die nächste Dekade muss die 
grundlegende Bedeutung der WTO 
für Frieden, Wohlstand, Freiheit 
und Ausgleich zwischen Nord und 
Süd, Ost und West auch Bürgerin-
nen und Bürgern näher bringen.Wirtschaftsdienst 2005 • 2 72
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positiv oder negativ auf die Institu-




Bei allen Meldungen um Span-
nungen und Schwierigkeiten: 
Die WTO ist das einzige ernst zu 
nehmende multilaterale Verhand-
lungsforum zur internationalen 
Handelspolitik. Mit ihren rund 150 
Mitgliedern hat die WTO nicht nur 
globale Mitgliedschaft, sondern sie 
integriert auch Länder von höchst 
unterschiedlicher Größe und stark 
abweichendem Entwicklungs-
stand. Die unter den Schwächen 
wieder erscheinende Heteroge-
nität ist auch eine Stärke: Die 
unterschiedlichen Interessen und 
Positionen in der Weltwirtschaft 
müssen notgedrungen zu einem 
Ausgleich gebracht werden, will 
man überhaupt zu Entscheidungen 
kommen. Der englischsprachige 
Ausdruck „inclusive membership“ 
bringt dies auf den Punkt. 
Dass die WTO in ihrem An-
spruch auf globale Mitgliedschaft 
unangefochten ist, zeigt sich auch 
an der großen Attraktivität für neue 
Mitglieder. Obwohl die Konditionen 
für Beitrittskandidaten im Vergleich 
zu früher sichtlich härter formuliert 
werden, sind in den letzten Jahren 
zahlreiche Länder neu aufgenom-
men worden. Die Beitrittsverhand-
lungen mit weiteren Kandidaten 
sind ebenfalls weit fortgeschritten. 
Wenn Russland und die Ukraine 
ihre Verhandlungen abgeschlossen 
haben werden, bleiben nur noch 
wenige große Länder außerhalb 
der WTO (Saudi-Arabien als promi-
nentes Beispiel). 
Bezüglich ihrer Mitgliedschaft 
ist die UNCTAD noch breiter abge-
stützt. Nach anfänglicher Konkur-
renzsituation in den sechziger und 
frühen siebziger Jahren hat sich 
aber in der Zwischenzeit eher eine 
komplementäre Rollenverteilung 
eingespielt. Multilaterales Ver-
handlungsforum ist die WTO. Die 
UNCTAD leistet Analysearbeit und 
unterstützt die Entwicklungsländer 
in der Vorbereitung ihrer Verhand-
lungsposition. Sie nimmt sich auch 
Themen an, die in der WTO nicht 
aufgegriffen werden können, z.B. 
Investitionen. Dass die WTO das 
unangefochtene Verhandlungsfo 
rum ist, zeigt sich auch daran, dass 
sich die internationale Globalisie-
rungskritik auf diese Institution 
konzentriert.
In engem Zusammenhang mit 
der umfassenden Mitgliedschaft ist 
auch die Themenbreite zu sehen. 
Der Einbezug von Dienstleistungen 
und insbesondere auch des Schut-
zes von Geistigem Eigentum in den 
Regelungsbereich der WTO macht 
diese zur führenden internationalen 
Organisation im Wirtschaftsbe-
reich – Währungsfragen und inter-
nationaler Kapitalverkehr als Rege-
lungsbereich des Internationalen 
Währungsfonds ausgenommen.   
Dass Investitionen (vorerst) ausge-
klammert bleiben, schränkt diesen 
Anspruch zwar ein, es ist aber zu 
sehen, dass mit Modus 3 im GATS 
zumindest für Dienstleistungen An-
sätze für ein Investitionsregime be-
stehen und dass sich in den letzten 
Jahren weltweit die Haltung ge-
genüber Direktinvestitionen stark
gewandelt hat.
Hinsichtlich der Breite der be-
handelten Themen müsste man 
auch die OECD in den Kreis der re-
levanten internationalen Institutio-
nen einbeziehen. Diese beschränkt 
sich aber im Wesentlichen auf 
Industriestaaten und nimmt nicht 
wie die WTO die Interessen der 
weltwirtschaftlichen Akteure in ih-
rer vollen Heterogenität auf. 
Der breite Regelungsanspruch 
wird unterstützt durch gefestigte 
institutionelle Strukturen. Erstens 
kann die WTO mit dem GATT auf 
eine mehr als fünfzigjährige Ge-
schichte zurückgreifen. Dies heißt 
auch, dass gefestigte Verhand-
lungsroutinen und ein Sekretariat 
mit großer Erfahrung zur Verfü-
gung stehen. Ebenso wichtig ist 
aber die Tatsache, dass mit dem 
Streitschlichtungssystem ein sehr 
wirkungsvoller Mechanismus zur 
Beilegung von Konﬂ  ikten besteht. 
Auch wenn man die mangelnde 
Bereitschaft zur Umsetzung in 
einigen großen Fällen beklagen 
mag, gemessen an der Zahl der 
beigelegten Konﬂ   ikte und der 
Transparenz der Verfahren hat das 
WTO-Streitschlichtungssystem zu 
Recht den Ruf, wesentlich efﬁ  zien-
ter als alle anderen internationalen 
Streitschlichtungsmechanismen zu 
sein (die EU hat eine supranationa-
le Struktur und sollte deshalb nicht 




lungen hat die WTO eine Monopol-
stellung, die ihr in absehbarer Zeit 
keine andere internationale Orga-
nisation streitig machen wird. Jede 
Unternehmung würde dies in einer 





Unter den Stärken wurden die 
große und heterogene Mitglied-
schaft und die breite Themen-
führerschaft angesprochen. Zur 
„inclusive membership“ gehört 
aber auch das Konsensprinzip. 
Erst das Wissen, keine neuen 
Verpﬂ   ichtungen ohne zumindest 
implizite Zustimmung übernehmen 
zu müssen, macht die breite Mit-
gliedschaft von Ländern mit sehr 
heterogenen Interessen möglich. 
Es ist weder möglich noch wün-Wirtschaftsdienst 2005 • 2 73
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schenswert, in naher Zukunft vom 
Konsensprinzip abzugehen: We-
der möglich, da ein Vorschlag zur 
Einführung von Mehrheitsentschei-
dungen – und mögen diese noch 
so hohe Quoren vorsehen – keine 
politische Unterstützung fände. 
Aber auch nicht wünschenswert, 
weil bei Mehrheitsentscheidungen 
die Gefahr sehr groß wäre, dass 
interne Spaltungen die Arbeitsfä-
higkeit trotz einfacherer Entschei-
dungsmechanismen sehr ernsthaft 
beeinträchtigten und es zu einer 
Auﬂ  ösung der Institution kommen 
könnte. Die Kehrseite ist allerdings, 
dass mit dem Konsensprinzip au-
ßerordentlich hohe Anforderungen 
an die Entscheidungsverfahren 
gestellt werden. Dass sich 150 
sehr heterogene Länder mit zum 
Teil stark abweichenden Interessen 
auf gemeinsame Lösungen einigen 
können, ist eine formidable Aufga-
be. Es ist daher eher erstaunlich, 
wie weit die WTO unter diesen 
Restriktionen gekommen ist. 
Trotzdem: Die Zeichen sind un-
übersehbar, dass die schwierige 
Entscheidungsﬁ   ndung zu einer 
ernsten Begrenzung für die wei-
tere Entwicklung der WTO wird. 
Dies zeigt sich einmal bei den 
multilateralen Runden. Solange es 
nicht gelingt, ein Verhandlungspa-
ket zu schnüren, das als „Single 
Package“ Ansatz für alle Gruppen 
jeweils Elemente enthält, die im 
Vergleich zum Status quo einen 
deutlichen Fortschritt bringen, ist 
eine Einigung auf weitere Schritte 
sehr schwierig. Die Uruguay-Run-
de hatte diese Elemente: Für die 
Industriestaaten, insbesondere die 
USA und die EU, waren das GATS 
und das TRIPS Bestandteile, für 
die sie bereit waren, Konzessionen 
einzugehen (so verzichtete die USA 
beispielsweise auf den Einbezug 
der kulturellen Dienstleistungen, 
die EU war zu weit reichenden Bin-
dungen im Agrarbereich bereit). Für 
die Entwicklungsländer waren das 
Textil- und das Agrarabkommen 
sowie die Einbindung der USA in 
die multilaterale Streitschlichtung 
zentrale Anliegen, für die sie bereit 
waren, das TRIPS zu akzeptieren. 
Der erfolgreiche Abschluss der 
Uruguay-Runde ist noch aus ei-
nem zweiten Grund ein schlechter 
Indikator für die Erfolgsaussichten 
zukünftiger Verhandlungen. Die 
WTO mit ihren Abkommen wurde 
als neue Organisation gegründet, 
der die bisherigen GATT-Mitglie-
der beitreten konnten, aber nicht 
notwendigerweise mussten. Ab-
gesehen von den großen Welthan-
delsmächten, die unbedingt mit im 
Boot sein mussten, verloren damit 
die einzelnen Mitglieder die aus 
dem Konsensprinzip resultierende 
Vetomacht. Die Weiterentwicklung 
eines bestehenden Vertragswerks 
ohne diesen Übergang in ein neues 
Vertragswerk ist eine deutlich an-
dere Aufgabe. 
Noch stärker zeigen sich die 
Grenzen des Konsensprinzips im 
laufenden Geschäft, da hier eine 
Einigung in einzelnen Dossiers 
ohne die Möglichkeit der kom-
pensierenden Paketlösung ge-
funden werden muss. Außerhalb 
der multilateralen Runden ist der 
politische Entscheidungsprozess 
sehr schwach. Dies zeigt sich auch 
darin, dass seit Bestehen der WTO 
die in Artikel IX:2 des Marrakesh 
Agreements gegebene Möglich-
keit, Auslegungsbeschlüsse für die 
Abkommen zu fassen, oder die in 
Artikel X enthaltenen Verfahren zu 
Abkommensänderungen bislang 
noch nie benutzt wurden. Dies hat 
zur Konsequenz, dass die Streit-
schlichtungsorgane teilweise zu 
Fragen Stellung nehmen müssen, 
die eigentlich über die bloße Inter-
pretation der Abkommen hinaus 
gehen und politischer Entschei-
dungen bedürften. Das anhängige 
Verfahren über EU-Regelungen zur 
Einfuhr gentechnisch veränderter 
Lebensmittel3 ist ein besonders 
akutes Beispiel. Das beobachtbare 
Ungleichgewicht zwischen schwa-
chen politischen Entscheidungs-
verfahren und starken juristischen 
Streitschlichtungsstrukturen kann 
sich zu einer Legitimierungskrise 
für die WTO auswachsen. Auf die-
sem Hintergrund ist auch einsich-
tig, weshalb die Reform des Streit-
schlichtungssystems auf funda-
mentale Differenzen stößt. Für die 
einen muss die Regelbindung und 
damit die Umsetzungsphase ge-
stärkt werden, für andere mischen 
sich die Streitschlichtungsorgane 
zu sehr in politische Angelegenhei-
ten der Mitgliedstaaten ein4.
Opportunities: 
Breiter Konsens für reziproke 
Marktöffnung
Bei Chancen und Bedrohungen 
fragt man nach Umweltentwick-
lungen, die sich für die betreffen-
de Organisation als besondere 
Vorteile oder Nachteile auswirken 
könnten. Die WTO wäre zweifel-
sohne besonders geeignet, einen 
breit abgestützten Konsens über 
die Vorteile gegenseitiger Marktöff-
nung in entsprechende Handelsab-
kommen umzusetzen. Dies setzte 
aber zuerst einen Konsens über 
die Vorteilhaftigkeit von markt-
wirtschaftlich getragenen Ent 
wicklungsstrategien voraus5.
Wie realistisch ist ein solcher 
Grundkonsens? Die Frage nach 
den Chancen muss nicht von den 
3 European Communities – Measures affec-
ting the approval and marketing of biotech 
products (WT/DS291 [Klage der USA], 292 
[Klage Kanadas] und 293 [Klage Argentini-
ens]).
4  Vgl. dazu T. A. Zimmermann:  WTO 
Dispute Settlement at Ten: Evolution, Experi-
ences, and Evaluation, in: Aussenwirtschaft, 
2005, Vol. 60, Nr. I (im Druck), mit weiteren 
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aktuell gegebenen politischen 
Restriktionen eingeengt werden; 
sie darf aber auch nicht in das 
Reich der Phantasien abgleiten. 
Dann macht eine Strategieübung 
wenig Sinn. Eine zuverlässige Ein-
schätzung ist allerdings schwierig. 
Einerseits haben marktwirtschaftli-
che Reformprogramme angesichts 
des Erfolgs mitteleuropäischer 
und asiatischer Länder sicher an 
Rückhalt und Glaubwürdigkeit ge-
wonnen. Andererseits ist man aber 
häuﬁ  g nicht bereit, bei der Markt-
öffnung nach außen gleich weit zu 
gehen wie bei der internen Libe-
ralisierung. Dies kann bei Schwel-
lenländern, aber auch bezüglich 
geschützter Branchen in den In-
dustriestaaten, beispielsweise im 
Agrarbereich, beobachtet werden. 
Wichtig ist, dass eine Marktöff-
nung von den Regierungen und 
von der Öffentlichkeit nicht in 
erster Linie als „Konzession“ an 
andere Länder, sondern als Quelle 
von Wohlstandsgewinnen für das 
eigene Land interpretiert wird, wie 
dies auch aus den meisten ökono-
mischen Studien hervorgeht. 
Man könnte einwenden, dass 
bei einer solchen Ausgangslage 
die WTO gar nicht mehr benötigt 
würde, da dann auch eine unilate-
rale Marktöffnung im Bereich des 
politisch Möglichen läge. Dies trifft 
jedoch nicht notwendigerweise 
zu6. Eine unilaterale Marktöffnung 
kann zu einer Verschlechterung 
der Terms of Trade  und damit 
zu einem außenhandelsbeding-
ten Wohlfahrtsverlust führen. Mit 
einem koordinierten Vorgehen 
auf reziproker Basis lassen sich 
Terms of Trade-Effekte vermei-
den; dies ist unter ökonomischen 
Gesichtspunkten die eigentliche 
„raison d'être“ des GATT bzw. der 
WTO. Aber auch unter politöko-
nomischen Argumenten lässt sich 
die Notwendigkeit der WTO gut 
begründen. Selbst wenn ein breiter 
Konsens über die Vorteilhaftigkeit 
von Freihandel besteht, müssen 
entsprechende Maßnahmen intern 
gegen Koalitionen von in negativer 
Weise direkt Betroffenen durch-
gesetzt werden. Angesichts der 
ungleichen politischen Verhand-
lungsmacht von Konsumenten und 
Produzenten sind die Positionen 
der Produzenten für das politische 
Gleichgewicht entscheidend. Bei 
unilateraler Liberalisierung werden 
sich nur die importkonkurrierenden 
Branchen organisieren; die export-
orientierte Wirtschaft lässt sich 
erst politisch einbinden, wenn es 
um den Zugang auf ausländische 
Märkte geht. Bei reziproken Markt-
öffnungsverhandlungen liegt das 
innenpolitische Gleichgewicht nä-
her in Richtung Freihandel als bei 
unilateralen Maßnahmen. 
Das hier hervorgehobene 
Grundverständnis über die Vor-
teilhaftigkeit von Freihandel wür-
de automatisch Entwicklungen 
begünstigen, die man auf einer 
konkreteren Ebene ebenfalls als 
Chancen der WTO bezeichnen 
könnte. Dazu zählen etwa: Unter-
stützung der Organisation durch 
alle Mitgliedsländer, Integration 
der Entwicklungs- und Schwellen-
länder in das Welthandelssystem, 
erfolgreicher Abschluss der Doha-
Runde, hohe Legitimität der WTO 
in der öffentlichen Diskussion. 
Zusammengefasst: Die Struk-
turen von GATT und WTO sind 
besonders geeignet, einen Grund-
konsens über die Vorteilhaftigkeit 
von Freihandel in Verhandlungen 
umzusetzen. Dazu wurde das 
GATT ursprünglich geschaffen, 
und diese Aufgabe könnte die 
WTO auch in Zukunft besonders 
gut ausfüllen.
Threats: 
Ausweichen in regionale 
Präferenzabkommen
Selbstverständlich ist die Kehr-
seite der oben formulierten Chan-
cen die größte Bedrohung für die 
WTO: Wenn sich die allgemeine öf-
fentliche Meinung gegen Freihan-
del wendet, dann haben Regierun-
gen keine ausreichende innenpoli-
tische Basis für die Umsetzung von 
Liberalisierungsabkommen. Dies 
ist die Stoßrichtung und Gefahr 
einer medial gut abgestützten Anti-
globalisierungskampagne. Dies gilt 
auch dann, wenn der Freihandel für 
Industriestaaten zwar befürwortet, 
den Entwicklungsländern aber eine 
breit abgestützte Ausnahmestel-
lung zuerkannt wird. Damit nimmt 
man den Regierungen dieser Län-
der die Chance, WTO-Verpﬂ  ich-
tungen gegen protektionistische 
Interessengruppen im eigenen 
Land einzusetzen7. Wie oben 
ausgeführt, ist die WTO (wie das 
frühere GATT) auf den Austausch 
reziproker Marktöffnungsschritte 
ausgelegt. Als unilaterale Entwick-
lungsorganisation ist sie institutio-
nell nicht geeignet. Dazu braucht 
es einseitige Ressourcentransfers, 
die besser in den Aufgabenbereich 
der Weltbank passen. 
Ich möchte hier das Augenmerk 
aber auf eine andere Entwicklung 
6 Zum Folgenden vgl. H. Hauser, A. Roi-
tinger: T wo Perspectives on International 
Trade Agreements, in: Zeitschrift für auslän-
disches öffentliches Recht und Völkerrecht, 
2003, Band 64/3, S. 641-658.
7  Vgl. Consultative Board to the Director-
General Supachai Panitchpakdi: a.a.O., 
S. 23 ff., für gut fundierte Argumente gegen 
eine weitreichende Sonderbehandlung von 
Entwicklungsländern.
5 Nach wie vor geht die herrschende Meinung 
in der wirtschaftswissenschaftlichen Literatur 
und in der handelspolitischen Praxis von der 
Vorteilhaftigkeit des Freihandels aus; vgl. für 
einen aktuellen Überblick Consultative Board 
to the Director-General Supachai Panitch-
pakdi: The Future of the WTO, Kapitel 1, 
Genf: WTO, 2004.Wirtschaftsdienst 2005 • 2 75
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lenken, die auch bei Unterstützung 
der Freihandelsidee die Dynamik 
der WTO entscheidend schwä-
chen könnte. In den letzten Jahren 
haben sich die Initiativen zu Präfe-
renzabkommen vervielfacht. Leider 
sind diese auch nicht mehr auf 
regionale Abkommen zwischen na-
türlichen Handelspartnern, für die 
man die Einsparung von Transak-
tionskosten als zusätzlichen volks-
wirtschaftlichen Gewinn heran 
ziehen könnte, beschränkt. Zurzeit 
wird eine größere Zahl von konti-
nentsüberschreitenden Abkommen 
ausgehandelt, zum Teil sind solche 
schon abgeschlossen. Früher war 
vor allem die EU treibende Kraft 
hinter dieser Entwicklung, heute 
haben die Vereinigten Staaten mit 
ihrem Konzept der „competitive 
liberalization“8 sowie einige asiati-
sche Länder (Singapur, Thailand) 
die Führung übernommen. Neben 
den herkömmlich diskutierten 
volkswirtschaftlichen Kosten sol-
cher Abkommen, der Handelsum 
lenkung, gewinnt zunehmend die 
Gefahr einer Fragmentierung der 
Märkte aufgrund wenig kompa-
tibler Ursprungsregelungen an 
Bedeutung9. 
Die Proliferation von bilateralen 
und regionalen Präferenzabkom-
men hat aber nicht nur volkswirt-
schaftliche Kosten, sondern stellt 
eine besondere Bedrohung für die 
WTO als Institution dar. 
• Erstens sind die in der WTO aus-
gehandelten Marktzutrittsbedin-
gungen nur noch für eine kleine 
Zahl bilateraler Handelsbezie-
hungen die regulierende Vorga-
be, auch wenn deren Anteil am 
Welthandel aufgrund der Größe 
der betreffenden Volkswirtschaf-
ten (bilaterale Handelsströme 
zwischen der EU, den USA, Ja-
pan und China) noch mehr als 
50% beträgt. 
• Zweitens wird die Meistbe-
günstigung als zentrales Prinzip 
mehr und mehr ausgehöhlt. 
Dies löst im Übrigen auch eine 
Eigendynamik aus. Je stärker 
die Bewegung zu bilateralen 
Freihandelsabkommen ist, des-
to mehr wird der so genannte 
Meistbegünstigungszollsatz zu 
einem „Höchstzoll“ und damit 
Wettbewerbsnachteil gegenüber 
Firmen aus Ländern mit Präfe-
renzbedingungen. Dies bewirkt 
einen Dominoeffekt für weitere 
bilaterale Präferenzabkommen 
und verstärkt die Aushöhlung der 
allgemeinen WTO-Regelung.
• Drittens hat sich herausgestellt, 
dass eine vorgängige Über-
prüfung, ob die angemeldeten 
neuen Abkommen die GATT-Vor-
gaben zu Freihandelszonen und 
Zollunionen einhalten, aufgrund 
des Konsenserfordernisses prak-
tisch unmöglich ist. Die Kontrolle 
ist nur über nachträgliche Klagen 
vor den Streitschlichtungsorga-
nen möglich, was bisher erst in 
einem Fall erfolgte10. 
• Schließlich lenkt die Vielzahl von 
laufenden bilateralen Verhand-
lungen nationale Verhandlungs-
kapazität und -energie von der 
multilateralen Ebene ab.
Eine Weiterführung oder gar 
Verstärkung des Trends zu bilate-
ralen Präferenzabkommen ist eine 
Entwicklung, die neben einem all-
fälligen Erstarken der allgemeinen 
Globalisierungskritik für die WTO 
als Institution ohne Zweifel eine der 
wichtigsten Bedrohungen für die 
zukünftige Entwicklung darstellt11.
Neue Koalition für Freihandel
Betrachtet man die vorange-
henden Ausführungen zu Stärken, 
Schwächen, Chancen und Bedro-
hungen im Überblick, so drängt 
sich die Schlussfolgerung auf, 
dass die Gefahr einer Stagnation 
groß ist. Dies heißt nicht, dass sich 
die WTO auﬂ  ösen wird, es besteht 
aber ein erhebliches Risiko, dass 
für eine längere Zeit keine großen 
neuen Schritte möglich sein wer-
den, dass sich die WTO auf das 
Verwalten des Bestehenden be-
schränkt und dass sich die Dyna-
mik auf die bilaterale und regionale 
Schiene verlagert. 
Dies muss aber nicht notwendi-
gerweise so sein. Bei den Chancen 
wurde darauf hingewiesen, dass 
die WTO die geeignete Institution 
ist, um einen neuen Grundkonsens 
über reziproke Marktöffnungen 
umzusetzen. Dieser kann aber 
nicht nur von der EU und den USA 
getragen werden. Die bisherigen 
Koalitionen für Freihandel reichen 
nicht aus. Eine erfolgreiche Ent-
wicklung der WTO setzt voraus, 
dass wichtige Schwellenländer, al-
len voran Indien, China, Korea und 
Brasilien, eine Führungsrolle in die-
ser Entwicklung übernehmen. Zu-
sammen mit der EU, den USA und 
Japan ließe sich dann eine neue 
Koalition für Freihandel bilden, die 
die Stagnation überwinden und 
der WTO wiederum einen zentralen 
Platz einräumen könnte. 
8  Für eine frühe (positive) Einschätzung 
der dadurch ausgelösten Dynamik, vgl. F. 
Bergsten: Competitive Liberalization and 
Global Free Trade: A Vision for the Early 21st 
Century, Working Paper 96-15, Washington: 
Institute for International Economics, 1996.
9 Vgl. dazu H. Hauser: Mehr Transparenz in 
der Welthandelsordnung, in: WTO News, Nr. 
10, Februar 2004.
10 Siehe WTO WT/DS34/AB/R, Turkey - Re-
strictions on Imports of Textile and Clothing 
Products, 22 October 1999. 
11 Der Bericht des Consultative Board to the 
Director-General Supachai Panitchpakdi 
„The Future of the WTO“ spricht sich in Kapi-
tel 3 sehr deutlich gegen die weitere Aushöh-
lung des Meistbegünstigungsprinzips durch 
Präferenzabkommen aus und räumt der 
Eindämmung dieser Entwicklung unter den 
Recommendations prominenten Platz ein. 
Das Dokument kann auf der Homepage der 
WTO eingesehen werden (www.wto.org). Wirtschaftsdienst 2005 • 2 76
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P
arallel zur Ausbreitung des auf 
Nichtdiskriminierung gegrün-
deten Multilateralismus unter der 
Ägide der WTO haben der Regiona-
lismus und Bilateralismus, die ihrer 
Natur nach zwischen Handelspart-
nern diskriminieren, eine ungeheu-
re Dynamik entfaltet. Mittlerweile 
sind nahezu alle WTO-Mitglieder 
nebenher an mindestens einem 
Präferenzhandelsabkommen (PHA) 
beteiligt und oftmals an mehreren 
Präferenzhandelsabkommen zu-
gleich. Insgesamt waren am Stich-
tag 4. Januar 2005 160 Präferenz-
handelsabkommen in Kraft und 
bei der WTO hinterlegt. Zahlreiche 
weitere Abkommen sind vereinbart 
aber noch nicht notiﬁ  ziert, beﬁ  nden 
sich in der Verhandlungsphase 
oder sind vorgeschlagen. Der kürz-
lich vorgelegte Bericht der acht 
„handelspolitischen Weisen“ geht 
davon aus, dass bis Ende 2007 
die Gesamtzahl der „aktiven“ Prä-
ferenzhandelsabkommen auf fast 
300 ansteigen wird. Deutlich mehr 
als die Hälfte des gesamten Welt-
handels fände dann innerhalb von 
Präferenzhandelszonen statt und 
wäre damit der Meistbegünstigung 
entzogen. Die Meistbegünstigung 
läuft Gefahr, zur Wenigstbegünsti-
gung zu pervertieren1.
Der Aufstieg des neuen Regi-
onalismus begann am Ende der 
1980er Jahre mit dem Fall des Ei-
sernen Vorhangs und nahm in den 
1990er Jahren einen exponentiel-
len Verlauf. In den fünf Jahren von 
1990 bis 1994 sind fast ebenso 
viele Präferenzhandelsabkommen 
in Kraft getreten – und unter dem 
damaligen GATT notiﬁ  ziert worden 
– wie im gesamten Zeitraum von 
der EWG-Gründung (1958) bis zum 
Ende des Kalten Krieges (1989)2. 
Von der WTO-Gründung im Jahre 
1995 bis heute erhöhte sich die 
Anzahl der notiﬁ  zierten Präferenz-
handelsabkommen nochmals um 
mehr als das Fünffache, von 22 
(1990-1994) auf 112 (1995-2004). 
Die weitaus stärkste Zunahme 
verzeichnen Freihandelszonen, bei
denen die Partnerländer in der 
Handelspolitik gegenüber Dritt-
ländern autonom bleiben. Bei 
Zollunionen, mit gemeinsamer 
Handelspolitik der Mitglieder in der 
Form eines gemeinsamen Außen-
zolls, und Präferenzhandelszonen 
(zwischen Entwicklungsländern) 
mit geringem Integrationsgrad3 ist 
demgegenüber ein deutlich schwä-
cherer Zuwachs zu registrieren (vgl. 
Abbildung 1). Neben Präferenz-
handelsregimen im Warensektor 
haben auch im Dienstleistungs-
sektor bei der WTO notiﬁ  zierte 
Integrationsabkommen neuerdings 
ein erhebliches Gewicht erlangt 
(vgl. Abbildung 1). Darin spiegelt 
sich der Generationswechsel bei 
den Präferenzhandelsabkommen 
von „ﬂ   acher“, auf den Zollabbau 
konzentrierter zu „tiefer“, in die 
Binnenwirtschaftspolitik der Mit-
gliedsländer hineinwirkender Inte-
gration und die Einbeziehung der 
Dienstleistungen in das Regelwerk 
der WTO wider.
Geänderte Geographie
Auch die Geographie der Prä-
ferenzhandelsregime hat sich 
grundlegend geändert. Die USA, 
einst Hüter des Multilateralismus, 
sind vom Bremser zum Schrittma-
cher der Entwicklung mutiert und 
propagieren heute das Leitbild 
vom Liberalisierungswettbewerb 
(„competitive liberalisation“) zwi-
schen bilateralen, regionalen und 
multilateralen Initiativen. In jüngs-
ter Zeit hat auch Japan die Szene 
betreten und einen ähnlichen 
Paradigmenwechsel in der Han-
delspolitik vollzogen. Beide Länder 
entwickeln sich neben der Europäi-
schen Union zu Zentren des Regio-
nalismus und Bilateralismus. 
Zwischen den Mitgliedern der 
Triade selbst bestehen derzeit 
allerdings keine präferentiellen 
Handelsverbindungen. Die Dy-
namik des neuen Regionalismus 
liegt vielmehr in der Nord-Süd- und 
Süd-Süd-Richtung mit deutlich 
verstärkter regionenübergreifender 
Komponente (vgl. Abbildung 2)4. 
Während der alte Regionalismus 
im Wesentlichen eine Angelegen-
heit zwischen Industrieländern in 
Europa und zwischen Entwick-
lungsländern in Lateinamerika war 
und sich in regional konzentrierten 
Integrationsgemeinschaften ma-
nifestierte, wird der neue Regio-
nalismus stark durch Handelsab-
1 Vgl. P. Sutherland et al.: The Future of 
the WTO. Addressing Institutional Challenges 
in the New Millennium, Genf 2005, S. 19 und 
22.
2 Dabei sind nur jene Präferenzhandelsab-
kommen berücksichtigt, die heute noch 
bestehen. Nicht eingerechnet sind deshalb 
auch die zahlreichen Präferenzhandelsab-
kommen, die in der ersten Hälfte der 1990er 
Jahre von den acht ehemaligen Ostblocklän-
dern geschlossen wurden, die 2004 der EU 
beigetreten sind; diese Abkommen wurden 
mit dem EU-Beitritt hinfällig. Durch diese 
Bereinigung wird die Expansion der Präfe-
renzhandelsabkommen in den 1990er Jahren 
deutlich unterzeichnet.
3 Derartige Präferenzhandelsabkommen sind 
bei der WTO unter der Enabling Clause aus 
dem Jahre 1979 notiﬁ  ziert, die den Entwick-
lungsländern nahezu völlige Gestaltungsfrei-
heit bei gemeinsamen Integrationsvorhaben 
einräumt.
4 Dabei umfasst „Süd“ Entwicklungs- und 
Transformationsländer.
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kommen zwischen Industrie- und 
Entwicklungsländern sowie zwi-
schen Entwicklungsländern in und 
aus verschiedenen Weltregionen 
geprägt. Dabei entstehen neben 
plurilateralen Ländergruppen ver-
mehrt bilaterale Länderpaare sowie 
„periphere“ Zentren des Regiona-
lismus und Bilateralismus (wie z.B. 
Mexiko, Chile und Singapur). 
Oftmals ist einer der Abkom-
menspartner selbst eine Integrati-
onsgemeinschaft, und zunehmend 
schließen sich Handelsblöcke 
untereinander intra- und inter-re-
gional zusammen. Beispiele sind
 die Verhandlungen zwischen An 
dengemeinschaft und Mercos-
ur in Südamerika, zwischen der 
Karibischen Wirtschaftsgemein-
schaft und dem Zentralamerika-
nischen Gemeinsamen Markt, 
die geplante Freihandelszone 
zwischen EU und Mercosur und 
die Wirtschaftspartnerschaftsab-
kommen (Economic Partnership 
Agreements/EPAs), die zur Zeit 
zwischen der EU und verschie-
denen Gruppierungen der AKP 
(Afrikanisch-Karibisch-Pazifisch 
en)   Staaten ausgehandelt werden. 
Der Regionalismus wird global. 
Die Liberalisierungsprozesse 
entlang der Nord-Süd-Achse und 
in Süd-Süd-Richtung sind nicht 
unabhängig voneinander. Die EU 
z.B. verbindet die EPA-Verhandlun-
gen mit der Förderung regionaler 
Integration zwischen den Partner-
ländern im AKP-Raum. Die Grup-
penkonﬁ   guration soll zu offenem 
Regionalismus führen und verhin-
dern, dass ein Nabe-und-Speichen 
(Hub-and-Spokes)-Muster ent 
steht, wie es sich bei Abkommen 
der EU mit einzelnen AKP-Län-
dern ergäbe. Dabei bestünde freier 
Marktzugang des „hub“ zu allen 
„spokes“ aber der „spokes“ nur 
zum „hub“. Wichtig wäre aller-
dings, dass auch die Länderblöcke 
selbst miteinander in Verbindung 
treten, damit auch auf erhöhter 
Stufenleiter kein Hub-and-Spokes-
Effekt eintritt. In ähnlicher Weise 
– wenn auch aus anderen, sicher-
heitspolitisch dominierten Motiven 
– sollen die Freihandelsabkommen 
der USA mit Jordanien, Marokko 
und Bahrein Bausteine für eine den 
gesamten Nahen Osten umfassen-
de Freihandelszone sein.
Offener Regionalismus
Die treibende ökonomische 
Kraft hinter dem neuen Regiona-
lismus ist – neben politischen Mo-
tiven –  der Wettbewerb der großen 
Industrieländer um Absatzmärkte 
für ihre Exportindustrien („com-
petitive regionalism“) und in den 
Entwicklungsländern das Streben 
nach gesichertem Marktzugang 
und Steigerung der wirtschaftli-
chen Efﬁ   zienz durch Realisierung 
von Größenvorteilen in erweiterten 
Wirtschaftsräumen. In Entwick-
lungsländern ist zunehmend auch 
erhöhte Verhandlungsmacht Ziel 
regionaler Zusammenschlüsse. 
Da dies bei institutionalisierter 
gemeinsamer Handelspolitik leich 
ter zu realisieren ist als bei han-
delspolitischer Autonomie der 
Partnerländer, könnten in Zukunft 
Abbildung 1
 Präferenzhandelsabkommen nach Sektor und Integrationstiefe 
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Zollunionen erneut Aufwind be-
kommen. Dies dürfte insgesamt 
dem Liberalisierungsfortschritt zu-
gute kommen und würde vor allem 
das in Freihandelszonen angelegte 
Problem der Ursprungsregeln deut 
lich entschärfen.
In zahlreichen Entwicklungslän-
dern steht der neue Regionalismus 
zudem in einer Linie mit unilatera-
len Marktöffnungsstrategien. Aus
dieser Verbindung entstammt der
„offene Regionalismus“, den als 
erste Region Lateinamerika für 
sich in Anspruch nahm5. Das 
neue Konzept unterscheidet sich 
fundamental vom alten Regiona-
lismus, bei dem die Politik der auf 
Importsubstitution gegründeten In 
dustrialisierung Pate stand. Aller-
dings ist der Anteil regional und 
bilateral induzierter Einfuhrlibera-
lisierung am gesamten Zollabbau 
in den Entwicklungsländern eher 
bescheiden. Berechnungen der 
Weltbank zufolge liegt er bei ledig-
lich einem Zehntel im Vergleich zu 
zwei Dritteln für die unilaterale (und 
einem Viertel für die multilaterale) 
Liberalisierung6. Tatsächlich haben
Präferenzhandelsabkommen im 
Warensektor bisher kaum zur Auf-
schließung neuer Handelspoten-
tiale beigetragen. Auch der Han-
delsumlenkungseffekt war eher
marginal. In zentralen Bereichen 
der Handelspolitik, wie z.B. beim 
Subventionsabbau in der Land-
wirtschaft, greifen Präferenzhan-
delsabkommen deshalb nicht, weil 
in hohem Maße externe Effekte 
zugunsten von Drittländern zu 
erwarten wären, die den Liberali-
sierungsanreiz mindern. Solches 
Trittbrettfahren ließe sich nur auf 
multilateraler Ebene weitgehend 
ausschalten. 
Etwas anders liegen die Ver-
hältnisse im Dienstleistungssektor. 
Hier besteht auf regionaler und 
bilateraler Ebene häuﬁ  g ein großes 
Potential für Handelsschaffung 
durch Deregulierung, Harmoni-
sierung oder gegenseitige Aner-
kennung nationaler Vorschriften 
gemäß dem Ursprungslandprinzip. 
Außerdem ist die Gefahr der Han-
delsumlenkung insoweit gering, 
als die nationalen Märkte oftmals 
noch weitgehend geschlossen 
sind. Auch könnten die gefunde-
nen Lösungsansätze Vorbild für 
multilaterale Liberalisierung sein. 
Eine solche Modellfunktion erfüllte 
beispielsweise das Nordameri-
kanische Freihandelsabkommen 
(NAFTA) in der Uruguay-Runde, 
als erstmals über multilaterale Re-
geln für Dienstleistungen und eine 
Liberalisierung bei verschiedenen 
Arten der Dienstleistungserbrin-
gung verhandelt wurde. Denkbar 
wäre ebenfalls ein institutioneller 
Wettbewerb zwischen regionalen 
und bilateralen Regelsystemen zur 




fekten stehen aber beträchtliche 
Systemrisiken gegenüber. Länder, 
die Präferenzhandelszonen ange 
hören, und insbesondere weite 
Teile der Exportindustrie in diesen 
Ländern sind daran interessiert, 
eine Erosion der geschaffenen 
Präferenzen zu verhindern, und 
könnten deshalb geneigt sein, Li-
beralisierungsverhandlungen in der 
WTO zu blockieren. Der umgekehr-
te Anreiz, Mitglieder von Integra-
tionsgemeinschaften zur Öffnung 
ihrer Märkte durch multilateralen 
Abbau von Handelsschranken zu 
veranlassen – das „klassische“ 
Beispiel ist die Europäische Wirt-
schaftsgemeinschaft, die in den 
1960er Jahren von den Vereinigten 
Staaten zu weitreichenden Zoll-
senkungen gegenüber Drittländern 
im Rahmen des GATT (Kennedy-
Runde) gedrängt wurde – ist aus 
zwei Gründen schwächer: 
• Zum einen steht weniger auf dem 
Spiel, da der multilaterale Zollab-
bau bereits weit vorangeschritten 
ist; dies mindert die externe 
Schockwirkung regionaler Inte-
gration. 
• Zum anderen sind wie erwähnt 
inzwischen fast alle Länder in der 
einen oder anderen Form an regi-
onalen und bilateralen Präferenz-
handelsabkommen beteiligt. Das 
Interesse an der Wahrung des 
Besitzstandes der eigenen Präfe-
renzen könnte deshalb das Inter-
esse an der Aushöhlung fremder 
Präferenzen überwiegen.
Die Vielzahl der Präferenzhan-
delsabkommen bedeutet auch, 
dass in großem Umfang knappes 
Verhandlungskapital beansprucht 
wird. Damit besteht vor allem in 
Entwicklungsländern die Gefahr, 
dass zu wenige Ressourcen für 
multilaterale Verhandlungen zur 
Verfügung stehen. Dieser „Men-
geneffekt“ dürfte stärker zu Buche 
schlagen als die Erfahrungsgewin-
ne, die mit regionalen und bilate-
ralen Verhandlungen verbunden 
sind. 
Mit wachsender Dichte des 
Geﬂ   echts der Präferenzhandels-
abkommen und ihrer gegensei-
tigen Überlappung in Form von 
Mehrfachmitgliedschaften einzel 
ner Länder und Ländergruppen 
schwindet zugleich die Trans-
parenz des internationalen Han-
delssystems, zumal jedes Ab-
kommen – auf unterschiedlicher 
Umsetzungsstufe – seine eigenen 
Liberalisierungsmodalitäten, Wa-
5 Die UN-Wirtschaftskommission für Latein 
amerika deﬁ   niert offene regionale Handels-
regime als Zwischenschritt auf dem Weg zur 
Integration der Partnerländer in die Weltwirt-
schaft. Vgl. Germán Creamer: Open Regi-
onalism in the Andean Community: A Trade 
Flow Analysis, in: World Trade Review, Vol. 2, 
Nr. 1, 2003.
6 Vgl. World Bank: Global Economic Pros-
pects. Trade, Regionalism, and Develop-
ment, Washington, DC, 2005, S. 42.Wirtschaftsdienst 2005 • 2 79
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renursprungsregeln, Ausnahmebe 
stimmungen etc. aufweist. Diese 
Regelungsvielfalt treibt die Trans-
aktionskosten (Informations- und 
Verwaltungskosten) im internatio-
nalen Handel in die Höhe und ist 
ein Nährboden für protektionisti-
sche Interessen. So bietet etwa die 
Ausgestaltung von Ursprungsrege-
lungen der Lobby eine Gelegen-
heit, Schutz vor Importkonkurrenz 
zu erlangen und Protektion vom 
eigenen Land in das Partnerland zu 
„exportieren“7. Interessengruppen 
drängen ebenfalls auf Ausgleich für 
erhöhten Anpassungsdruck infolge 
regionaler Integration, etwa in der 
Form von Antidumpingmaßnah-
men gegen  über Drittländern. Auf 
diese Weise wird Handelsschaf-




Im multilateralen Handelssystem 
erfüllt die Regionalausnahme von 
der Meistbegünstigung eine stabi-
lisierende Funktion. Derartige Aus-
weichmöglichkeiten sind notwen-
dig, um globale Handelsintegration 
politisch akzeptabel zu machen. 
Der „Passierschein“ der WTO für 
Zollunionen und Freihandelszonen 
im Warensektor (Artikel XXIV GATT) 
und wirtschaftliche Integrations-
abkommen bei Dienstleistungen 
(Artikel V GATS) ist ein zentrales 
Element dieser Balance zwischen 
Regelbindung und Regellocke-
rung, die multilaterale Liberalisie-
rung erst ermöglicht.
Die Zulassung regionaler und 
bilateraler Handelsabkommen wird 
jedoch an Voraussetzungen ge-
knüpft, die den Gestaltungsspiel-
raum der Partnerländer einschrän-
ken und gewährleisten sollen, dass 
intern in einem überschaubaren 
Zeitraum weitgehend liberalisiert 
wird und nach außen die Handels-
schranken nicht erhöht werden. 
Zentral ist das Kriterium des „an-
nähernd gesamten Handels“ in 
der Integrationsgemeinschaft, für 
den die bestehenden Restriktio-
nen vollständig beseitigt werden 
müssen8. Diese Bedingung stellt 
den multilateralen Nichtdiskrimi-
nierungsgrundsatz geradezu auf 
den Kopf, da Drittländer maximal 
benachteiligt werden, ist aber den-
noch ökonomisch fundiert. Bliebe 
nämlich die Gestaltung der inter-
nen Handelsbedingungen allein 
dem Ermessen der Partnerländer 
und politisch einﬂ  ussreicher Inter-
essengruppen überlassen, würde 
die Produkt- und Branchenauswahl 
bei der Liberalisierung voraussicht-
lich so getroffen werden, dass in 
erster Linie handelsumlenkende 
Präferenzzonen entstünden. Es 
wäre also eine adverse Selektion 
vorwiegend wohlfahrtsschädlicher 
Präferenzen zu erwarten. 
Die Konditionierung der Regio-
nalausnahme konnte offensichtlich 
eine Wucherung von Präferenzhan-
delsabkommen nicht verhindern. 
Gegenüber dieser Entwicklung hat 
die WTO ein hohes Maß an Unsi-
cherheit bewiesen. Die Überprü-
fung der Präferenzhandelsabkom-
men im zuständigen Ausschuss 
für Regionale Handelsabkommen 
hat bisher in keinem Falle zu einem 
abschließenden Befund geführt, 
weder im positiven noch im negati-
ven Sinne. Die Auﬂ  agen der Artikel 
XXIV GATT und V GATS wurden 
nicht wirksam durchgesetzt, um 
ökonomisch vorteilhaften Regiona-
lismus – für Partner- und Drittlän-
der – zu gewährleisten.
Präferenz für Mehrdeutigkeit
Eine wesentliche Ursache für 
dieses Kontrollversagen dürfte 
mangelndes politisches Interesse 
sein: Die WTO-Mitglieder wollen 
sich nicht gegenseitig ein Geschäft 
verderben, von dem jeder sich 
Gewinn verspricht. Hinzu kommen 
mögliche Deﬁ   zite im Regelwerk 
selbst und bei der Anwendung der 
Regeln. Bei der Deﬁ  nition wichtiger 
Kriterien wie „annähernd der ge-
samte Handel“ (im Warensektor) 
und „beträchtlicher sektoraler Gel-
tungsbereich“ (bei Dienstleistun-
gen) fehlt Übereinstimmung. Insge-
samt sind damit die Bedingungen 
für eine effektive Überwachung 
der Präferenzhandelsabkommen 
und die Herstellung von Konsens 
über ihre Regelkonformität eher 
ungünstig.
Der Königsweg, um einem weite-
ren Anwachsen des Regionalismus 
und Bilateralismus mit schädlichen 
Auswirkungen zu begegnen, wäre 
eine beschleunigte multilaterale 
Liberalisierung des internationalen 
Handels. Damit würde den Präfe-
renzhandelsabkommen der Wind 
aus den Segeln genommen. Dies 
wäre offener Regionalismus „von 
oben“. Aufgrund der erwähnten 
Anreizprobleme könnten die 
Partnerländer präferentieller Han-
delsabkommen auch explizit dazu 
verpﬂ  ichtet werden, am Abbau der 
Handelsschranken auf multilatera-
ler Ebene mitzuwirken.
Daneben wäre eine Reform der 
genannten multilateralen Regeln 
für regionale und bilaterale Han-
delsabkommen notwendig. Der 
Auftrag der Doha-Deklaration von 
2001 an die WTO-Mitglieder lautet, 
eine Klärung und Verbesserung der 
8 Das Kriterium des „annähernd gesamten 
Handels“ gilt für den Warensektor (Artikel 
XXIV GATT). Das Pendant für den Dienstleis-
tungssektor ist ein „beträchtlicher sektoraler 
Geltungsbereich“, in dem „praktisch jede 
(interne) Diskriminierung ... ausgeschlossen 
ist oder beseitigt wird“ (Artikel V GATS).
7 In den NAFTA-Verhandlungen z.B. gelang 
es den Vertretern der US-Autoteileindustrie, 
ein sehr hohes Ursprungskriterium für Autos 
(mindestens 62,5% NAFTA-Anteil) durch-
zusetzen. Dadurch wurde für mexikanische 
Autohersteller ein Anreiz geschaffen, Vorleis-
tungen aus den USA statt aus Drittländern zu 
beziehen, und die restriktive US-Handelspo-
litik in dieser Branche effektiv auf das Part-
nerland ausgedehnt.Wirtschaftsdienst 2005 • 2 80
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ie Verhandlungen zu einem 
multilateralen Dienstleistungs-
abkommen haben von Anfang 
an, seit Mitte der 1980er Jahre, 
relativ breites Aufsehen erregt. Es 
reichte zunehmend über den Kreis 
der Handelspolitik hinaus und hat 
sich auch in den zehn Jahren seit 
Inkrafttreten des GATS (General 
Agreement on Trade in Services) 
kaum gelegt. Allerdings haben sich 
sowohl das Meinungsspektrum als 
auch die Positionen einzelner Prot-
agonisten deutlich verschoben.
Auf der einen Seite hat sich die 
ursprünglich sehr skeptische Hal-
tung einiger großer Entwicklungs-
länder gelegt, teilweise sogar in das 
Gegenteil verkehrt. So hat etwa In-
dien jüngst sein positives Interesse 
an den laufenden Verhandlungen 
unterstrichen und zu einer sub-
stantiellen Anstrengung aufgefor-
dert. Bezeichnenderweise geschah 
dies in Form einer gemeinsamen 
Erklärung mit traditionellen Befür-
wortern des GATS, einschließlich 
der USA, Japans und der EG. 
Auf der anderen Seite haben sich 
prominente Nichtregierungsorga-
nisationen, die sich während der 
Dienstleistungsverhandlungen in 
der Uruguay-Runde (1986-1993) 
eher zurückgehalten hatten, zu-
nehmend skeptisch geäußert.  Im 
Blickfeld stehen dabei vor allem 
vermeintliche Beschränkungen 
nationaler Handlungsspielräume 
in Sektoren mit sozialstaatlicher 
oder kultureller Aufgabenstellung 
wie etwa Bildung, Gesundheit oder 
audiovisuelle Dienste.
Solche Einwände lassen sich nur 
auf hypothetische Szenarien und 
nicht auf tatsächliche Problemfäl-
le abstützen. Tatsächlich gab es 
seit dem Inkrafttreten der WTO im 
Januar 1995 nur zwei Streitschlich-
tungsverfahren, die sich aus 
schließlich mit Handelsproblemen 
im Dienstleistungsbereich befass-
ten: USA gegen  Mexiko (Zugang zu 
Fernmeldenetzen) sowie Antigua & 
Barbuda gegen USA (Glücksspiele 
über das Internet). Im Güterbereich 
gab es im gleichen Zeitraum über 
100 solcher Verfahren.
Wo der Schuh drückt  
Im Fadenkreuz der Kritik ist nicht 
zuletzt eine Klausel in Artikel I des 
GATS, die hoheitliche Dienste 
(services supplied in the exercise 
of governmental authority) ge-
nerell vom Deckungsbereich des 
Abkommens ausnimmt. Es wird 
befürchtet, dass die Interpretati-
onsspielräume, die diese Klausel 
bietet, eines Tages zu eng ausge-
Rudolf Adlung*
Eine kurze Geschichte der 
WTO Dienstleistungsverhandlungen
* Der Beitrag gibt ausschließlich persön-
liche Auffassungen wieder, die nicht dem 
WTO-Sekretariat oder WTO-Mitgliedsländern 
zugeschrieben werden können.  Für eine de-
tailliertere Diskussion und Literaturhinweise 
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Disziplinen und Verfahren herbeizu-
führen, die in der WTO für derartige 
Regime gelten, und obendrein die 
besonderen Anpassungsprobleme 
zu berücksichtigen, mit denen 
Entwicklungsländer bei forcierter 
Marktöffnung in diesem Rahmen 
konfrontiert sind. Gefordert wird 
daher das Kunststück, die Regeln 
gleichzeitig zu festigen und zu 
lockern. Geschehen wird wahr-
scheinlich weder das eine noch 
das andere, zumal unter WTO-
Mitgliedern eine Präferenz für 
Mehrdeutigkeit vorherrscht und die 
Mitgliedsländer vor einer Reform 
des Regelwerks zurückscheuen 
könnten, wenn zu befürchten ist, 
dass die Regeln im Wege der 
Streitschlichtung auch tatsächlich 
durchgesetzt werden.
Fortschritte sind am ehesten 
in Form erhöhter Transparenz zu 
erwarten. Eine erste Neuerung, 
eingeführt zunächst auf freiwilliger 
und experimenteller Basis, ist die 
Berichterstattung durch das WTO-
Sekretariat über regionale und bi-
laterale Handelsabkommen nach 
deren Notiﬁ   zierung. Eine solche 
Übung könnte in einen regulären 
handelspolitischen Überprüfungs-
mechanismus für die Mitglieder 
von Präferenzhandelszonen nach 
dem Muster der bewährten Trade 
Policy Reviews für einzelne Län-
der einmünden und insbesondere 
den Informationsaustausch über 
interne und externe Entwicklun-
gen in diesen Wirtschaftsräumen 
verbessern.Wirtschaftsdienst 2005 • 2 81
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legt werden könnten. Regierungen 
würden sich dann genötigt sehen, 
sensible Dienstleistungsbereiche, 
wie etwa Bildung oder Gesundheit, 
entgegen ihren ursprünglichen Ab-
sichten für kommerzielle Anbieter 
zu öffnen. Diese Befürchtungen er-
scheinen jedoch wenig begründet.  
Erstens können solche Interpre-
tations- und Abgrenzungsproble-
me praktisch nur in Sektoren auf-
treten, in denen ein WTO-Mitglied 
(Zugangs-)Verpﬂ  ichtungen  über-
nommen hat. In potentiell sensib-
len Bereichen wie Erziehung oder 
Gesundheit ist dies aber vielfach 
nicht der Fall; den betreffenden 
Ländern steht es deshalb weiterhin 
frei, hier jede kommerzielle Aktivität 
zu verbieten. Andere Mitglieder, die 
Verpﬂ  ichtungen eingegangen sind, 
haben diese mit klärenden Vorbe-
halten teilweise stark eingegrenzt.
Zweitens können Verpﬂ  ichtun-
gen, die sich bei genauerer Analyse 
als zu ehrgeizig erweisen, jederzeit 
modiﬁ   ziert oder voll zurückge-
nommen werden. Die negativ 
betroffenen Handelspartner haben 
allerdings einen Kompensations-
anspruch an anderer Stelle. Der 
Umstand, dass die betreffenden 
Bestimmungen (Artikel  XXI) bisher 
nur einmal angerufen wurden, im 
Zusammenhang mit der EG-Erwei-
terung, kann kaum als Hinweis auf 
mangelnde Wirksamkeit gelten. Es 
hat wohl eher damit zu tun, dass 
die Verpﬂ   ichtungslisten, die Ende 
der Uruguay-Runde in Kraft traten, 
praktisch keine echten Liberalisie-
rungsschritte enthielten.
Unbehagen hat sich auch ge-
regt im Zusammenhang mit einem 
Verhandlungsmandat, in Artikel 
VI:4 des GATS, nach dem Leitli-
nien für Dienstleistungsnormen, 
Zulassungsverfahren etc. entwi-
ckelt werden sollen. Dabei geht es 
allerdings nicht, wie gelegentlich 
befürchtet, um inhaltliche Nivel-
Architekten, Hotelpersonal – Mo-
de 4) in ihrem jeweiligen Gastland. 
Das GATS weist deshalb zwangs-
läuﬁ   g mehr Schnittstellen mit der 
Eigentums-, Rechts- und Wirt-
schaftsordnung einzelner Länder
auf als das GATT (General Agree-
ment on Tariffs and Trade), sein 
Gegenstück im Güterbereich.
Daraus ergeben sich neue Her-
ausforderungen für die Politikkoor-
dinierung. Während Abstimmungs-
verfahren in Zollverhandlungen 
häuﬁ  g innerhalb eines einzigen Mi-
nisteriums (Handel und Wirtschaft) 
ablaufen, sind bei Dienstleistungs-
verhandlungen eine Vielzahl von 
Ministerien und Verwaltungen 
potentiell berührt (Finanzen, Jus-
tiz, Arbeit, Post, Bildung, Bau, 
Gesundheit, usw.). Auch regionale 
Zuständigkeiten müssen eventuell 
berücksichtigt werden. Die Reak-
tion der betroffenen Behörden, die 
erstmals von der Ausdehnung von 
Handelsregeln auf ihren Bereich 
erfahren, wird allerdings eher zu-
rückhaltend ausfallen. Schließlich 
gehört die Vorstellung, Gesundheit 
oder Bildung könnten kommerziell 
handelbare Dienstleistungen sein, 
nicht unbedingt zum Erfahrungs-
schatz eines Gesundheits- oder 
Erziehungsminsteriums, geschwei-
ge denn eines Ärzte- oder Lehrer-
verbands.
Auf der anderen Seite wäre ein 
genereller Ausschluss „sensibler“ 
Bereiche vom GATS wenig sinnvoll 
gewesen, da die institutionellen 
Verhältnisse in einzelnen Ländern 
zu verschieden sind. Während z.B. 
das Gesundheitswesen in Kanada 
weit überwiegend staatlich organi-
siert ist, besteht es in Indien primär 
aus kommerziellen Anbietern2. 
Gleichfalls wäre ein Abkommen, 
das sich auf den grenzüberschrei-
tenden Handel beschränkt und 
nicht wenigstens auch Niederlas-
sungsrechte abdeckt, in weiten Be-
reichen irrelevant. Viele persönliche 
lierung. Schon die Präambel des 
GATS bekräftigt ausdrücklich das 
Recht der WTO-Mitglieder, ihre 
Dienstleistungsmärkte im Einklang 
mit nationalen Politikzielen zu 
regulieren. Die betreffenden Ver-
handlungen zielen deshalb aus-
drücklich auf die Entwicklung von 
(Regulierungs-)Disziplinen ab, die 
verhindern, dass bestehende Ziele 
mit unnötig restriktiven Maßnah-
men verfolgt werden1. Skeptiker 
mögen zwar befürchten, dass es 
am Ende doch zu einer unange-
messenen Beinträchtigung natio-
naler Handlungspielräume kommt. 
Der bisherige Verhandlungsverlauf, 
seit nunmehr zehn Jahren(!), liefert 
dafür allerdings keinen Beleg. Wer 
verfolgt hat, wie eng Regierungen 
ihre Positionen mit interessierten 
Berufsverbänden koordinieren, 




Hinter solchen speziﬁ  schen Be-
denken steht häuﬁ  g auch ein ge-
nereller Vorbehalt gegen den De-
ckungsbereich des GATS, der weit 
über traditionelle Handelsabkom-
men hinausreicht. Die Deﬁ  nition 
des Dienstleistungshandels nach 
Artikel I:2 beschränkt sich nicht 
nur auf die grenzüberschreitende 
Leistungserbringung, zum Beispiel 
mittels Internet, sondern bezieht 
drei weitere Transaktionsformen 
(Modes of supply) ein:  Konsum 
von Dienstleistungen im Ausland 
(z.B. durch Touristen oder Studen-
ten – Mode 2) sowie Leistungser-
bringung durch ausländische Un-
ternehmen (Mode 3) oder ausländi-
sche Staatsangehörige (z.B. Ärzte, 
1 Es wäre derzeit zum Beispiel durchaus 
denkbar, dass ein Land, das den Zugang 
zu einem bestimmten Berufszweig formal 
völlig liberalisiert hat, die resultierenden 
Wettewerbseffekte dadurch unterläuft, dass 
Berufslizenzen ausschließlich an Anwärter 
vergeben werden, die den kompletten Aus-
bildungsgang, einschließlich aller Praktika, 
im Inland absolviert haben.  Wirtschaftsdienst 2005 • 2 82
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Dienste können nun einmal nicht, 
oder nur sehr eingeschränkt, über 
das Internet erbracht werden3.
Warum es nicht schmerzt 
Der weite Deckungsbereich des 
GATS muss im Zusammenhang mit 
einem zweiten Gestaltungsprinzip 
gesehen werden: Flexibilität. Mit 
Ausnahme des Meistbegünsti-
gungsgebots, das im Grundsatz 
für alle Dienstleistungen gilt, die 
unter das Abkommen fallen, sind 
die WTO-Mitglieder mit keinen 
wesentlichen Politikbeschränkun-
gen konfrontiert. So steht es jedem 
Land frei, in den Sektoren, die es 
nicht in seine nationale Verpﬂ  ich-
tungsliste aufgenommen hat, die 
Zugangsbedingungen so zu steu-
ern – sei es eine unkonditionierte 
Öffnung, ein rigoroses Handels-
verbot oder ein Zwischenstadium –   
wie es ihm opportun erscheint. Im 
Durchschnitt enthält eine Verpﬂ  ich-
tungsliste nicht mehr als ein Drittel 
der etwa 160  Dienstleitungsberei-
che, die in einem vom WTO-Se-
kretariat entwickelten Klassiﬁ   
zierungsschema enthalten sind. 
Allerdings ist die Spannweite zwi-
schen den einzelnen Ländern sehr 
groß; die Gesamtzahl der aufgelis-
teten Sektoren reicht von eins bis 
über 140.
Viele Zugangsverpﬂ  ichtungen 
sind zudem deutlich konditioniert. 
So ist es nicht ungewöhnlich, dass 
sich WTO-Mitglieder die Möglich-
keit ausbedungen haben (unter 
Mode 3),  ausländische  Unter 
nehmen zahlenmäßig zu beschrän-
ken, ihre Kapitalbeteiligung zu 
limitieren, sie von Subventionspro-
grammen auszuschließen oder nur 
in bestimmten Rechtsformen zu-
zulassen. Einzelne Modes wurden 
vielfach sogar gänzlich von Ver-
pﬂ   ichtungen ausgenommen. Und 
dies ist völlig legitim. Im Gegensatz 
zum GATT kennt das GATS weder 
ein generelles Gebot zum – quo-
tenfreien – Marktzugang noch zur 
Inländerbehandlung. Der einzige 
Fels in der Brandung, durch ver-
schiedene Ausnahmen allerdings 
etwas abgeschliffen, ist das Meist-
begünstigungsgebot.
Ohne dieses hohe Maß an Fle-
xibilität wäre das Abkommen wohl 
nie zustande gekommen. Wie an-
ders hätten sich über 120 Länder 
aus allen Regionen der Welt und al-
len Entwicklungstufen einigen kön-
nen? Jeder Abstrich an Flexibilität 
hätte wohl mit Zugeständnissen 
beim sektoralen und regionalen 
Deckungsbereich erkauft werden 
müssen. Natürlich könnten sektor-
speziﬁ  sche Abkommen unter ähn-
lich strukturierten Ländern einen 
höheren Bindungsgrad vorsehen 




me zeigt allerdings auch, dass das 
GATS bisher nicht eben viel – im 
Sinne echter Liberalisierung über 
den Status quo hinaus – bewirkt 
hat. Dies gilt zumindest für die 
Verpﬂ   ichtungen der WTO-Grün-
dungsmitglieder, die 1995 in
Kraft traten4. Der Prozess der 
Dienstleistungsliberalisierung, der 
unübersehbar ist, wurde primär 
von anderen Faktoren bestimmt: 
vom technischen Fortschritt und 
dem Standortwettbewerb um In-
vestitionen.
Neue Informationstechniken ha 
ben es erlaubt, traditionelle Tele-
kommunikationsmonopole und 
deren Kontrollmechanismen zu 
umgehen. Gleichzeitig begünstigte 
das Internet die Verbreitung neuer 
Produkte (Telemedizin, Fernstudi-
um, elektronischer Handel, usw.) in 
Bereichen, die bisher weitgehend 
auf direkte Konsumentenkontakte 
angewiesen waren. Und zuneh-
mend wurde es möglich, dienst-
leistungsorientierte Segmente aus 
Produktionsprozessen auszuglie-
dern und an spezialisierte Anbieter, 
im In- oder Ausland, zu übertragen 
(„outsourcing“).
Autonome Liberalisierungs-
schritte in Infrastrukturbereichen, 
ausgehend von den USA in den 
1980er Jahren (Telekommunikati-
on, Verkehr), haben sich verstärkt 
in standortspeziﬁ  schen  Kosten- 
und Efﬁ  zienzvorteilen  niederge-
schlagen. Standortvergleiche inter-
national mobiler Unternehmen wur-
den damit um einen zusätzlichen 
Faktor ergänzt, den Regierungen 
kaum folgenlos ignorieren können. 
Dies gilt umso mehr, als infolge sin-
kender Zölle und Transportkosten 
die Wettbewerbsintensität auf na-
tionalen Märkten – und damit auch 
der Druck zur Standortanpassung 
– tendenziell zugenommen hat.
Das GATS hat eher eine stabi-
lisierende Rolle gespielt. Wichtige 
Reformen mögen unter seinem 
Einﬂ   uss vielleicht beschleunigt 
und partiell modiﬁ  ziert  worden 
sein, es wäre aber übertrieben, 
dem Abkommen eine Initialfunk-
tion zuzuschreiben. Die externe 
Bindung nationaler Reformschritte 
hat diese allerdings vor Rückfällen 
unter dem Einﬂ  uss sektoraler oder 
regionaler Interessen geschützt. 
Speziell in der EG, vielleicht auch in 
anderen föderativen Einheiten, ha-
4 Die meisten Länder, die der WTO in den 
letzten Jahren beigetreten sind, haben nicht 
nur eindeutig mehr Verpﬂ  ichtungen  unter-
nommen, gemessen an der Zahl der Sekto-
ren, sondern sind dabei auch einen höheren 
Liberalisierungsgrad eingegangen.
2 Dies erklärt auch, warum Kanada im Ge-
gensatz zu Indien keinerlei Zugangsverpﬂ  ich-
tungen für Gesundheitsdienste übernommen 
hat. 
3 Nach einer Schätzung der statistischen 
Abteilung des WTO-Sekretariats entfallen 
nur etwa ein Drittel des durch das GATS 
abgedeckten Dienstleistungshandels auf 
grenzüberschreitende Transaktionen (mo-
de  1), während mehr als die Hälfte über 
kommerzielle Niederlassungen (mode 3) 
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ben GATS-Verpﬂ  ichtungen  zudem 
die einheitliche Umsetzung von 
Politikreformen (z.B. Binnenmarkt-
programme im Fernmelde- und 
Finanzbereich) erleichert, interne 
Überwachungsmechanismen ent 
lastet und damit auch das politi-
sche Klima entkrampft. Kontroll-
funktionen wurden partiell auf 
Drittländer bzw. die einschlägigen 
WTO-Mechanismen verlagert.
Wie aber können sich Liberali-
sierungsinteressen in konsumori-
entierten Bereichen durchsetzen 
(z.B. in den so genannten freien 
Berufen oder sozialen Diensten), 
die überwiegend lokal erbracht 
werden und deren Nutzer kaum 
auf andere Standorte ausweichen 
können? Gibt es hier ein Gegenge-




gen im Güterbereich zielen, 
vergleichbar mit Abrüstungsver-
handlungen, auf einen gleichge-
wichtigen Abbau der jeweiligen 
(Protektions-)Arsenale. Innerhalb 
der beteiligten Länder ist dabei das 
Interesse dynamischer Bereiche an 
besseren Zugangsbedingungen im 
Ausland ein wichtiger Motivations-
faktor, der helfen kann, Schutzfor-
derungen anderer Branchen zu 
neutraliseren. Dies wird durch die 
Bildung größerer Verhandlungs-
pakete wesentlich erleichtert, bei 
denen die „Gewinne“ und „Verlus-
te“ eines beteiligten Landes in ein 
(politisch) vertretbares Verhältnis 
gebracht werden. Die breite Ver-
wendung von Zollabbauformeln in 
früheren GATT-Runden hat diesen 
Ausgleichsprozess über Sektoren 
hinweg zusätzlich erleichtert. Die 
Frage ist allerdings, ob sich daraus 
Schlüsse auch für Dienstleistungs-
verhandlungen ziehen lassen.
Anders als das GATT sieht das 
GATS weder ein gemeinsames 
Protektionsmaß (Zölle) noch eine 
einzige Transaktionsform (grenz-
überschreitender Handel) vor, auf 
die man sich konzentrieren könnte. 
Eigene „Zugeständnisse“ (z.B. er-
leichterter Zugang für Ärzte) kön-
nen damit nur schwerlich gegen 
„Zugeständnisse“ von Handels 
partnern (z.B. bessere Investitions-
bedingungen für Banken) aufge-
rechnet werden.
Bestimmte Sektoren sind für 
einzelne Länder aus politischen 
oder institutionellen Gründen oh-
nehin nicht verhandelbar. Dabei 
gibt es allerdings kaum einen ge-
meinsamen Nenner. Es kann  der 
Gesundheitsbereich sein, die Post, 
ein bestimmter Verkehrssektor 
usw.
Die Verhandlungen zu einzelnen 
Bereichen lassen sich kaum zentral 
koordinieren. Sie werden primär 
von Experten aus zuständigen Mi-
nisterien und Aufsichtsbehörden 
bestritten, die primär „ihren“ Sek-
tor und nicht ein breites Verhand-
lungsszenario im Blick haben.
Spätere Verpﬂ  ichtungen,  die 
institutionelle Auswirkungen haben 
(z.B. Abschaffung eines Versiche-
rungsmonpols, Aufbau einer Re-
gulierungsbehörde), müssen häu 
ﬁ  g über längere Zeiträume vorbe-
reitet werden. Darauf sind nicht 
alle Länder eingerichtet. Zudem 
bieten lange Vorbereitungsprozes-
se mehr Ansatzpunkte für internen 
Widerstand als die relativ kurzen 
Entscheidungsphasen einer Zoll-
runde.
Die 2001 vereinbarten Leitlinien 
für die laufende GATS-Runde be-
vorzugen bilaterale Verhandlungen 
(request-and-offer) gegenüber plu 
rilateralen oder multilateralen An-
sätzen. In diesem Rahmen lassen 
sich sektor- und länderübergreifen-
de Konzepte ohnehin nur schwer 
verfolgen5.
Die Vorstellung einer gleichge-
wichtigen Dienstleistungsliberali-
sierung – über Sektoren and Län-
der – erscheint deshalb als nicht 
besonderes realistisch. Während 
das GATT in seiner knapp 60-jäh-
rigen Geschichte einen Prozess 
der Zollsenkung und Zollharmo-
nisierung begleitet oder vielleicht 
sogar initiiert hat, wird ein späterer 
Rückblick auf das GATS wohl zu 
einem anderen Resümee kommen. 
Seine Bedeutung wird eher in der 
Beschleunigung und Bindung von 
Reformen liegen, die Länder aus 
eigener Kraft auf den Weg ge-
bracht haben. Typische Beispiele 
sind die über die Uruguay-Runde 
hinaus verlängerten Verhandlun-
gen zu Fernmelde- und Finanz-
dienstleistungen, die 1997 abge-
schlossen wurden. Obwohl (oder 
weil?) sie sich jeweils auf einen 
Sektor konzentrierten, gelten sie 
sowohl im Hinblick auf die Zahl als 
auch das Niveau der unternomme-
nen Verpﬂ  ichtungen als die bisher 
erfolgreichsten Verhandlungen im 
Rahmen des GATS.
Auf das Bild am Ende der lau-
fende Runde darf man gespannt 
sein. Die bisher für etwa 70 Länder 
vorliegenden vorläuﬁ  gen Angebote 
sind jedenfalls bescheiden aus-
gefallen. Der Schwerpunkt liegt 
auf den (Infrastruktur-)Bereichen 
und Transaktionsformen (vor al-
lem Mode 3), die schon bisher im 
Vordergrund standen. Insbeson-
dere Entwicklungsländer haben 
sich enttäuscht gezeigt über die 
bisherigen Angebote im Bereich 
von Mode  4 (Leistungserbringung 
durch natürliche Personen). Ein 
ehrgeiziges Ergebnis ist zwar noch 
immer möglich – aber ist es auch 
wahrscheinlich?
5 Das Abkommen selbst ist in dieser Hinsicht 
offen formuliert:  „The process of progressive 
liberalization shall be advanced in each round 
through bilateral, plurilateral or multilateral 
negotiations directed towards increasing the 
general level of speciﬁ   c commitments ... “ 
(Artikel XIX:4).  